
Q SCHWERPUNKT - Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zu§ 13b BauGB 

Mit dem Wegfallen des§ 13b BauGB haben sich für die Städte und Gemeinden 
viele Unsicherheiten verbunden. Was passiert mit den in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplänen und müssen vielleicht sogar Baugenehmigungen zurückgezogen 
werden? Unser Gastautor Martin Vollmer erklärt die rechtliche Situation und 
die Auswirkungen auf Grundstückserwerbs- oder -veräußerungsgeschäfte. 

Hintergrund 

Mit Urteil vom 18. Juli 2023 hat das 
Bundesverwaltungsgericht festgestellt, 
dass § 13b BauGB mit Art. 3 Abs. 1 in 
Verbindung mit Abs. 5 der SLIP-Richtli­ 
nie nicht vereinbar ist.Aufgrund des An­ 
wendungsvorrangs des Unionsrechts 
darf § 13b BauGB daher nicht mehr 
angewendet werden. Es hätte - wie im 
Regelverfahren - ein Umweltbericht 
und eine Umweltprüfung durchgeführt 
werden müssen. Durch das Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts wurde zu­ 
nächst allein der Bebauungsplan der 
betroffenen Gemeinde für unwirksam 
erklärt. Nur in dieser Hinsicht ist die 
Entscheidung allgemein verbindlich (§ 
47 Abs. s Satz 2 VwGO). Dennoch hat 
die Annahme der Unvereinbarkeit des 
§ 13b BauGB mit dem Unionsrecht in 
den Entscheidungsgründen Auswir- 
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kungen auf sonstige Bebauungsplan­ 
verfahren nach dieser Vorschrift. Die 
Entscheidung sorgt daher für Verunsi­ 
cherung in den Kommunen,die im Ver­ 
trauen auf gültiges Bundesrecht und 
im Eindruck eines dringenden Bedarfs 
zur Schaffung von Wohnraum die Be­ 
schleunigungsmöglichkeiten des § 13b 
BauGB genutzt haben, sowie in den 
Genehmigungsbehörden und bei den 
Bauherren. 

Es stellen sich unter anderem diese 
Fragen: 

Ist bei in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplänen oder nach Ver­ 
fahrensschluss zur Heilung insge­ 
samt auf das Regelverfahren umzu­ 
stellen oder nur die Umweltprüfung 
und der Umweltbericht nachzuho­ 
len? 

Können auf der Grundlage von feh­ 
lerhaften Bebauungsplänen noch 
Baugenehmigungen erteilt werden 
oder sind sogar erteilte Baugeneh­ 
migungen zurückzunehmen? 

Fallkonstellationen - 
Zukunft von 

Bebauungsplänen und 
Baugenehmigungen 

Von der Rechtsprechung betroffen sind 
Bebauungspläne, welche sich im Auf­ 
stellungsverfahren nach § 13b BauGB 
befinden beziehungsweise bereits auf­ 
gestellt wurden. Bei abgeschlossenen 
Planverfahren ist außerdem zu unter­ 
scheiden, ob das Inkrafttreten des Be­ 
bauungsplans weniger als ein Jahr zu­ 
rück liegt. 
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1 laufende ■ Planaufstellungs­ 
verfahren 

Da keine anwendbare Rechtsgrundlage 
mehr existiert, sind nach § 13b BauGB 
begonnene und noch nicht durch Be­ 
kanntmachung des Bebauungsplans 
gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB ab­ 
geschlossene Planverfahren entweder 
abzubrechen oder auf ein anderes (in 
der Regel auf das Regelverfahren) um­ 
zustellen, für das sämtliche Verfahrens­ 
erleichterungen auf der Grundlage des 
§ 13b BauGB nicht greifen. 

Das Bundesministerium für Woh­ 
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) empfiehlt insofern, alle Ver­ 
fahrensschritte zu wiederholen, die 
aufgrund § 13b BauGB abweichend 
von den zwingenden Verfahrensvor­ 
schriften der§§ 1 ff. BauGB nicht durch­ 
geführt wurden. Nach der derzeitigen 
Rechtslage sind bei der Umstellung 
auf das Regelverfahren alle Verfahrens­ 
schritte zu wiederholen, die nach§ 13b 
BauGB nicht durchgeführt wurden, 
insbesondere die Umweltprüfung und 
die Erstellung des Umweltberichts. So­ 
weit bisher auch auf die Prüfung eines 
Eingriffsausgleichs gemäß § 1a Abs. 3 
BauGB verzichtet wurde, ist auch die­ 
se im Rahmen der Umweltprüfung 
nachzuholen und der Plan unter Um­ 
ständen anzupassen. Ebenfalls ist ge­ 
gebenenfalls der Flächennutzungsplan 
im Parallelverfahren anzupassen, § 8 
Abs. 3 BauGB. 

te § 13b-Bestandspläne kurzfristig eine 
gesetzliche Regelung vorgeschlagen 
werden soll, mittels derer diese Ver­ 
fahren europarechtskonform zu Ende 
geführt beziehungsweise die Pläne im 
ergänzenden Verfahren geheilt werden 
können. Wie diese gesetzliche Rege­ 
lung ausgestaltet ist und ob diese vom 
Gesetzgeber letztendlich umgesetzt 
wird, ist derzeit noch offen. 

2 Vor weniger 
■ als einem Jahr 
abgeschlossene 
Verfahren 

Sind Bebauungspläne nach § 13b 
BauGB bereits in Kraft getreten, leiden 
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sie nach dem Urteil des BVerwG unter 
einem beachtlichen Verfahrensfehler. 
Solche Verfahrensfehler können ge­ 
mäß § 215 BauGB unbeachtlich wer­ 
den, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres ab Bekanntmachung des Be­ 
bauungsplans schriftlich gerügt wur­ 
den. Auch ein Normenkontrollantrag 
(§ 47 VwGO), mit dem ein Bebauungs­ 
plan angegriffen werden kann, muss 
innerhalb eines Jahres nach Bekannt­ 
machung gestellt werden. 

Hier läuft also die Zeit: Ist die Jahres­ 
frist noch nicht verstrichen, kann der 
Verfahrensmangel weiterhin gerügt 
werden. Sofern infolge der Rüge ein 
Normenkontrollverfahren angestrengt 
wird, könnte in dessen Rahmen die 
endgültige Unwirksamkeit des Bebau- 

Das BMWSB hat angekündigt', dass für 
nach § 13b BauGB begonnene Bebau­ 
ungsplanverfahren und für innerhalb 
der Jahresfrist des § 215 BauGB gerüg- 

1Vorläufige Handlungsempfehlungen zum Urteil BVerwG (4 CN 3.22) zu§ 13 b BauGB https://www.bmwsb.bund.de/Webs/ 
BMWSB/DE/themen/stadt-wohnen/staedtebaurecht/handlungsempfehlungen-para-13b-baugb/handlungsempfehlungen­ 
para-13b-baugb.html 
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ungsplans festgestellt werden. Soweit 
noch keine Rüge erfolgt ist und/oder 
ein Normenkontrollverfahren bean­ 
tragt wurde, sollte geprüft werden, ge­ 
gebenenfalls die Jahresfrist des § 215 
Abs. 1 BauGB abzuwarten. 

Sollte ein Normenkontrollverfahren 
gegen den Bebauungsplan beantragt 
worden sein, wäre - wie bei den lau­ 
fenden Planaufstellungsverfahren - 
ein ergänzendes Verfahren (§ 214 Abs. 
4 BauGB) und eine Umstellung auf das 
Regelverfahren zur Behebung des Ver­ 
fahrensfehlers möglich. 

An dieser Stelle sei ebenso auf die An­ 
kündigung des BMWSB verwiesen, wo­ 
nach für innerhalb der Jahresfrist des 
§ 215 BauGB gerügte § 13b-Bestands­ 
pläne kurzfristig eine gesetzliche Rege­ 
lung vorgeschlagen werden soll, mittels 
derer die Pläne im ergänzenden Ver­ 
fahren geheilt werden können. 
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3 Abgeschlossene 
■ Verfahren nach 
Ablauf der Jahresfrist 
(§ 215 Abs. 1 BauGB) 

Ist die Jahresfrist bereits abgelaufen, 
ohne dass Verfahrensfehler gerügt wur­ 
den und wurde in der öffentlichen Be­ 
kanntmachung ordnungsgemäß darü­ 
ber belehrt, ist davon auszugehen, dass 
fehlende Umweltprüfung und Umwelt­ 
bericht nach rügelosem Ablauf der Jah­ 
resfrist gemäß § 215 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
BauGB unbeachtlich geworden sind. 

Nach Ablauf der Jahresfrist kann die 
Wirksamkeit von Bebauungsplänen 
zwar weiterhin inzident etwa im Rah­ 
men von Baugenehmigungsanträgen 
geprüft werden. Relevant sind dann 
aber nur noch sogenannte „Ewigkeits­ 
fehler". Dazu gehören insbesondere 
Fehler in der Abwägung, beispielswei- 

se wenn Auswirkungen auf die Umwelt 
nicht ausreichend gewürdigt wurden. 
Solche inhaltlichen Fehler im Abwä­ 
gungsergebnis werden nicht nach 
§ 215 BauGB unbeachtlich. Das lässt 
sich zwar nicht ausschließen, wenn 
von einer Umweltprüfung abgesehen 
wurde. Gleichwohl dürfte der Verzicht 
auf die Umweltprüfung nicht auto­ 
matisch zu Abwägungsfehlern führen. 
Setzt sich die Begründung des Bebau­ 
ungsplans mit umweltbezogenen Aus­ 
wirkungen auseinander, liegt jeden­ 
falls kein Abwägungsausfall vor. Ob 
Belange fehlerhaft beurteilt wurden, 
ließe sich dann nur einzelfallbezogen 
ermitteln, sofern diese einer lnzident­ 
prüfung unterzogen werden. 

4 Auswirkungen 
■ auf Bauanträge 
und erteilte 
Baugenehmigungen 

Sofern der Bebauungsplan in Kraft ge­ 
treten ist, gewährt er für Grundstücke 
im Plangebiet grundsätzlich baurecht­ 
liche Zulässigkeit. Solange die Jahres­ 
frist noch nicht abgelaufen ist und 
Normenkontrollverfa hren eingeleitet 
werden können, wird betreffend die 
Erteilung von Baugenehmigungen ein 
Abwarten der Rügefrist empfohlen. 
Auch während der Rügefrist besteht 
die Gefahr der lnzidentprüfung des Be­ 
bauungsplans durch das Verwaltungs­ 
gericht bei einer Klage oder einem Eil­ 
rechtsschutzantrag durch Dritte (ium 
Beispiel von Nachbarinnen und Nach­ 
barn) gegen erteilte Baugenehmigun­ 
gen. 

Nach Ablauf der Rügefrist ist nach der- 
zeitigem Kenntnisstand davon auszu- ""• 
gehen, dass der Bebauungsplan nicht 
mehr gerichtlich angegriffen werden 
kann, da der Fehler gemäß § 215 
Abs. 1 S. 1 BauGB unbeachtlich ge- 
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worden ist. Es ist daher nicht zu bean­ 
standen, wenn Bauanträge normal auf 
Grundlage des §13b-Plans beschieden 
werden. 

Es ist in beiden Fallkonstellationen 
für den Fall der Erteilung einer Bau­ 
genehmigung jedoch zu empfehlen, 
die Bauherrenschaft ausdrücklich 
auf die Entscheidung des Bundesver­ 
waltungsgerichts und die Möglichkeit 
einer lnzidentkontrolle durch das Ver­ 
waltungsgericht hinzuweisen mit der 
Möglichkeit, dass eine Klage oder ein 
Eilrechtschutzantrag zur Verwehrung 
der Baugenehmigung führen kann. 

Ist die Baugenehmigung erteilt und 
die bauliche Anlage bereits errichtet 

worden, kann für diese Anlage der Be­ 
standsschutz bejaht werden, da dieser 
eintritt, wenn die Anlage zumindest 
zeitweise durch eine wirksame voll­ 
ziehbare Baugenehmigung gedeckt 
war. 

Auswirkung auf 
Grundstückserwerbs­ 
oder -veräußerungs­ 

geschäfte 

Das Weiterverfolgen von Rechtsge­ 
schäften, welche sich auf Flächen des 
Bebauungsplans beziehen, sollte zum 
aktuellen Zeitpunkt intensiv geprüft 
werden. 

Sollte das erworbene Grundstück auf­ 
grund des unwirksamen Bebauungs­ 
plans nicht bebaut werden können, 
stellt dies einen Sachmangel dar. Die 
Kenntnis über ein eingereichtes Nor­ 
menkontrollverfahren kann im Rechts­ 
verkehr als arglistige Täuschung ver­ 
standen werden. Auf diesem Weg wird 
nicht nur der Bestand des Rechtsge­ 
schäfts gefährdet, sondern eine Kom­ 
mune kann sich eventuell auch scha­ 
densersatzpflichtig machen. 

Sofern Grundstücksveräußerungen statt­ 
finden sollen, ist - wie bei der Erteilung 
einer Baugenehmigung - die Aufnahme 
eines Hinweises auf die Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts und 
mögliche rechtliche Folgen sinnvoll. - 
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